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Namensänderung der geschiedenen Frau
Postulat Grendelmeier, vom 18. Dezember 1959.

Nach Artikel 149 2GB verliert die Ehefrau durch die Scheidung
den ehelichen Namen und hat ihren Mädchennamen wieder anzunehmen.
Durch diese Lösung werden vor allem jene Frauen in einen unzumut-
baren Nachteil versetzt, deren Ehe wegen Verschulden des Ehemannes
geschieden wurde ; sie müssen sich jeweils mittels eines mehr oder weniger
umständlichen und mit Kosten verbundenen Namensänderungsverfahrens
behelfen.

Der Bundesrat wird eingeladen, im Rahmen der bevorstehenden
Revision des Ehe- und Familienrechtes den eidgenössischen Räten eine

Aenderung vorzuschlagen, wonach die Scheidung für die Frauen nicht
automatisch den Verlust des ehelichen Namens zur Folge hat, anderer-
seits dem Ehemann bei Vorliegen von hinreichenden Gründen ein Ein-
spracherecht einräumt.

MzïwwferzeicAwer.- Bächtold, Bosch, Doswald, Duttweiler, Jaeckle,
König-Zürich, Münz, Schmid Ernst, Suter, Vontobel.

Postulat betreffend Aenderung von Art. 149 ZGB
Namenswechsel der gesch. Frau

1. Zzz //awzA« ez'raer z-AcbVe« /Avz,w;w lies She- wwzf 7Gmz'/ie«rec/Ves
habe ich am 18. 12. 1959 ein Postulat eingereicht und den Bundesrat
eingeladen, den eidg. Räten eine Aenderung von Art. 149 ZGB vor-
zuschlagen. Danach soll die Scheidung für die Frau nicht mehr auto-
matisch den Verlust des ehelichen Namens zur Folge haben.

2. Dz'e BezzAge iAgeAwg zier AeBen/o/ge« zier BcBezÜMKg mit Bezug auf
die Namenstragung der Frau ist in Art. 149 ZGB niedergelegt. Nach
dieser Bestimmung behält die geschiedene Ehefrau wohl ihren person-
liehen Stand sowie das Bürgerrecht des Mannes. Sie hat jedoch den
Namen, den sie vor Abschluss der Ehe trug, in den meisten Fällen
also den Mädchennamen, wieder anzunehmen.

3. For zier fferrseiw/f wwseres ZGB war diese Frage in den Kantonen
verschieden geregelt. Bei der Beratung des ZGB entschied man sich

für die Lösung, wie sie damals in Zürich und im franz. code civil
bestanden hatte, um zu einer Vereinheitlichung zu gelangen.

4. AA. 149 Ai( zMdrcgßwzier AGtar. Es liegt weder im Belieben der Schei-

dungsparteien, noch in der Kompetenz der Gerichte, von Art. 149
abzuweichen. Rücksichten auf die Eheleute oder die Kinder zu neh-

men, ist selbst dem Richter nicht möglich. Die geschiedene Ehefrau,
gleich ob sie schuldig oder schuldlos geschieden ist, hat unausweich-
lieh ihren frühern Mädchennamen wieder anzunehmen.
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5. Der einzige Tieg, welcher der geschiedenen Ehefrau offenbleibt, ist
die Namensänderung nach Art. 30 ZGB. Geschiedene Frauen, die
den ehelichen Namen weiter tragen wollen, sind also gezwungen,
nach der Scheidung bei der Regierung ihres Heimatkantons ein Na-
menänderungsgesuch im Sinne von Art. 30 ZGB zu stellen.

6. Lewder is* z/ie KaOTensâzzzZerzOTgsprzzxzs ot z/ezz verscBiez/ewezz Karaiozzezz
eine sehr unterschiedliche:
a. Die ez'zzezz Kazztezze szwzZ /zzrge und berücksichtigen die Tatsache,

ob der Frau die unmündigen Kinder zugesprochen worden sind.
Die gleichen Kantone nehmen Rücksicht darauf, ob die Frau bisher
auf den ehelichen Namen ein Gewerbe oder einen Beruf, wie Aerz-
tin, Architektin, Sängerin, Pianistin und dergl. betrieben hat.

b. Arn/ene KazzteWie sotzZ zzoch /arger und stellen lediglich auf die
Zustimmung des geschiedenen Ehemannes ab.

c. DzmeBezz aBer gz'Bi es ezzze z/rz'ite Kategorie <no« Kazztezzezz, die sich
kleinlichst an den Wortlaut von Art. 149 ZGB, bzw. an den rfzzs-
zzaBraecBaraBter nozz Kri. 30 halten und deshalb auch bei einem
Namensänderungsgesuch keine Rücksicht auf die Interessen der
Eheleute und der Kinder nehmen. Der B/osse B/OTOTezs aw/ z/ze Kot-
zZerzatez/zOTg an die Mutter oder auf den unter dem ehelichen
Namen der Frau geführten Geschäftsbetrieb genügt in dieser drit-
ten Kategorie von Kantonen nicht als Namensänderungsgrund.
Es muss sich bei dieser dritten Kategorie von Kantonen um «zzs-
gesprochene Kasna/oOTe/ä/Ze handeln, ohne die eine Namensände-
rung nicht bewilligt wird.

7. /» z/iese zOTezzzBezY/zcBe — awhe/riez/zgezaZe — KaOTensäaz/eraagspraxzs
hat aach z/as Banz/esgerzch^ keine Vereinheitlichung zu bringen ver-
mocht. Staatsrechtliche Rekurse wegen Willkür, Rechtsungleichheit
und dergl. sind nach der Praxis des Bundesgerichtes unbehelflich.

8. So bleibt festzustellen, dass die Dösawg z/es ^4r/. 749 ZGB in hohem
Masse unbefriedigend ist und nach einer Aenderung ruft.

9. BeBozz Bei z/er Bieraiang in z/ezz eà/g. Kaie« im /ahre 7 907 waren
schwerste Bedenkien gegen die heutige Formulierung aufgekommen.
Die soziale Entwicklung seither, vor allem die Tatsache, dass mehr
Frauen als früher unter ihrem ehelichen Namen im Handel, Gewerbe
oder in der Kunst tätig sind, ferner die Tatsache, dass die Zahl der
Scheidungen enorm zugenommen hat und dass z/aBer «Zer zzzzBe/rz'ez/z-
gewz/e Ari. 749 ZGB zzzzOTer Bäzz/zger a/s gesete/zaBe Kege/zmg zzzr
Kwznezzz/zOTg ge/azzg*, rechtfertigt es, eine Anpassung der gesetzlichen
Ordnung an die heutigen Verhältnisse vorzunehmen.

10. Die BVazz z'si zot BcBiezz/zOTgsprozess o/otcBot sterh BezzacBtei/zgz'. Sie
verliert ihren bisherigen Lebensstandard und hat meist unter er-
schwerenden Umständen mit den Kindern zusammen einen neuen
Lebensweg und -kämpf zu führen. Dazu mutet man der Mutter zu,
ihren früheren Mädchennamen wieder anzunehmen, nachdem sie
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vielleicht während 10 oder mehr Jahren den ehelichen Namen ge-
tragen hat und nur noch unter diesem Namen bekannt ist. Dabei

tragen die Kinder, die mit ihr zusammenleben, den Namen des

Vaters.
11. 6/wgurucÄZ ist i2ie ÄewZige ZösMwg vor allem für die w«sc/>zf/<2ig ge-

schiedene Frau; ihr wird zugemutet, neben dem Unglück der zer-
störten Ehe auch noch die Diffamierung, welche im Verlust des ehe-
liehen Namens liegt, auf sich zu nehmen.

12. /)?'<? LösMMg */es .<4rZ. 249 bringt im weitern auch eine Unverstand-
liehe /«AoKSU^Mewz, als die geschiedene Frau das Bürgerrecht des

Mannes behalten kann, während sie den ehelichen Namen verliert,
den sie oft jahrelang getragen hat. Auch werden unter den gescZrae-

Fnzzze« se/Z>sZ (7wg/eic/?Z?eiZew geschaffen, als z. B. deutsche

Frauen, welche in der Schweiz geschieden werden, ihre ehelichen
Namen behalten, die Schweizerin ihn dagegen verlieren muss.

13. Dazw ZsotwotZ «oß2> <7âe BeZtfsZwMg mz'Z .Aosiew.- Will die Frau fcur

Verschlechterung der finanziellen Lage, die sich in den meisten Fäl-
len aus der Scheidung ergibt, nicht auch noch die Diffamierung des

Namensverlustes auf sich nehmen, so hat sie noch die Aosiew /«r
zZüe ZVameTzsäTZzZerwwg zu übernehmen. Diese Kosten betragen je nach
Kanton Fr. 60.— bis Fr. 500.—, nicht inbegriffen die Anwaltskosten.

14. Zusammengefasst drängt sich nach den umwälzenden sozialen und
wirtschaftlichen Veränderungen seit Erlass von Art. 149 ZGB eine

Regelung auf, die der Mehrheit der geschiedenen Frauen entspricht.
a. £s so/Z «ic/?Z mër <2ie MeA/AeiZ der geschiedenen Frauen wie

bisher auf den z. T. kostspieligen und zudem keineswegs erfolgs-
sicheren Weg des AamewsäwzZerwwgsgeszzcÄs venvfesera se/w, son-
dern

b. us soZZ z/zu gescÄiezZezze FVaw grzzwzZsäZzZz'cÄ z/era e&e/zc&e« Aazwew

Z*eZ?«/ZeK,

c. z/wzZ zzwr Mzeraw sie es Z»ei z/er dcZ/uhZwÄg flMS«Zrzïc&/ic/> nur/awgZ,
ihren Mädchennamen zu tragen haben.

d. As soZZ Ä«zZer,ersuz'Zs z/er AAem«««, wenn die Frau die alleinige
oder überwiegende Schuld an der Scheidung trägt, die Initiative
übernehmen müssen, der Frau die Weiterführung des ehelichen
Namens durch den Richter zu verbieten.

15. Azmu so/cAe Aege/wwg hat übrigens auch das Ausland. So ist sie im
deutschen A>GA ^4rZ. 54—57 getroffen worden. Auch Oesterreich
hat eine ähnliche Regelung.

16. As fucAz/urZigZ sic/2 zZu&er, /«> z/ie ZwAm»/Z eine den Verhältnissen
der geschiedenen Frau gerechtwerdende Lösung zu suchen.

17. ZcA AiZZe tZe« Awra^fesraZ wie aber auch Sie, das Postulat aufzunehmen
und zu unterstützen.
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